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Finanzpolitik und Finanzhaushalt 
Erster Diskussionsbeitrag: Problemerfassung zur Finanzpolitik . 
• Der Begriff Finanzpolitik hat in 
den letzten Jahren und insbesonde
re Monaten sowohl im Landtag wie 
in unseren Zeitungen einen breiten 
Diskussionsraum eingenommen. 
Wir haben seit einiger Zeit immer 
wieder auf Mängel im Finanzgeba
ren der Regierung bzw. der Mehr
heitspartei hingewiesen und Uber 
Interventionen mit teilweisen Ge
genvorschlägen seitens der FBP-
Fraktion zur Veränderung der be
stehenden und von uns als unhalt
bar betrachteten Situation berich
tet. 

Wie in unserem Beitrag vom 8. 
Februar 1973 zu den Erklärungen 
anlässlich der VU-Parteitagung er
wähnt, wollen wir uns mit konkre
ten Untersuchungen und  aufbauen
den Vorschlägen der notwendigen 
Diskussion stellen. 

• Wir werden deshalb in den kom
menden Monaten mit ca. zweiwö
chentlichen Abständen durch syste
matisch aufgebaute Betrachtungen 
auf diesen Problemkreis eingehen. 
Der heutige Beitrag befasst sich ein
leitend grundsätzlich mit dem Be
griff Finanzpolitik in Liechtenstein. 

1. Was verstehen wir unter 
Finanzpolitik? ' 
Wenn wir uns mit dem Begriff Fi
nanzpolitik, der sich wie ein roter 
Faden durch die derzeitige liech
tensteinische Politik zieht, befas
sen, sollten wir uns vorerst um eine 
Definition bemühen. Es sei hier des
halb vorangestellt, dass wir unter 
Finanzpolitik übergeordnete Regeln 
und Verhaltensnormen verstehen, 
die es der Allgemeinheit oder ir
gendeiner Interessengruppe bzw. 
einem Exekutivorgan ermöglichen, 
dem Land und damit der Oeffent-
lichkeit dienliche Ziele im Zusam
menhang mit Finanzen zu errei
chen. Ausserdem haben klar festge
legte Zielsetzungen, von  wem im
mer sie stammen, den Vorteil, dass 
nicht zu viel Energie für nutzlose 
Diskussionen und Missverständnis
se verschwendet wird. 

Das Ziel der Finanzpolitik eines 
Landes wie Liechtenstein wäre ein
mal genauer zu definieren. Folgen
de Beschreibung müsste ungefähr 
entsprechen: 

Es sind langfristig und regelmäs
sig die für die Verwaltung sowie 
zum Aufbau der Infrastruktur not 
wendigen Mittel aufzubringen und 
die laufenden Ausgaben sinnvoll zu 
steuern. Durch den Staatshaushalt 
soll zu einer national und  überre
gional gleichmässigen Konjunktur
entwicklung beigetragen werden im 
Sinne einer möglichst hohen Be
schäftigung und einer allgemeinen 
Wohlfahrt. Die Mittelbeschaffung 
muss in einer Form erfolgen, die 
von den Betroffenen akzeptiert 
werden kann und die die Wirt
schaftsaktivität nicht stört. Die 

aktive 
Beeinflussung 
der <3eldströme 

Auf lange Sicht kann eine Kassa 
nur ausgeben was sie  einnimmt, 
daran können auch Anleihen, Akti 
vierungen und Abschreibungen 
nichts ändern. 

Ausgaben haben sparsam und opti
mal zum grösstmöglichen Nutzen 
der Bezahlenden zu erfolgen. 

Dabei könnten z. B. Grundsätze 
aufgestellt werden wie 

a) möglichst grosse individuelle 
Freiheit 

b) Versorgungsmaximierung 
c) wirtschaftliche Gerechtigkeit. 
Der Fragenkomplex Finanzen hat  

in unserem Lande eine Grössenord-
nung erreicht, die ohne klare Vor
stellungen, Zielsetzungen und Nor
men nicht mehr kontrollierbar ist. 
• Ohne ein systematisches lind ge
genüber unserer früheren Tätigkeit 
wissenschaftlicheren Vorgehens 
werden wir immer mehr zu stau
nenden, erstaunten oder schockier
ten Zuschauern, anstatt zu aktiven 
Gestaltern unseres Finanzhaushal
tes. 

2. Ist die Belebung der Diskussion 
um die Finanzpolitik gerechtfertigt? 
Der Begriff Finanzpolitik und ähnli
che Wortzusammenstellungen sind 
in den letzten Monaten mit einer 
derartigen Häufigkeit in unseren 
Zeitungen erschienen, dass wir Ge
fahr laufen, durch Uebermüdung 
und Verwirrung die bestehenden 
Probleme als politisches Geplänkel 
abzutun. Aehnlich dürfte es dem 
Parlament ergehen — meint man — 
wenn man den grossen Wortauf
wand der vergangenen zwei Jahre  
im Landtag betrachtet. Dabei haben 
grosse Teile der bisherigen Diskus
sionen keine Klärung gebracht. Der 
Landtag ha t  den überwiegenden 
Teil der diesbezüglichen Debatten 
in die Klärung von Missverständ
nissen oder sogar in die Schaffung 
von neuen Missverständnissen in
vestiert. Die Schuld soll hier nicht 
allein der Regierung zugeschoben 
werden. Wi r  müssen alle bemüht 
sein, die Entwicklung der Staatsfi
nanzen wieder unter Kontrolle zu 
bringen. 

Dass eine Aufnahme der Diskus
sion in detaillierter Weise notwen
dig ist, beweisen nicht nur die lau
fenden Diskussionen, sondern auch 
das Organ der Vaterländischen 
Union durch verschiedene Veröf
fentlichungen. Zweifellos muss man 
das ungute Gefühl der VU-Expo-
nenten in bezug auf die derzeitige 
Entwicklung der Staatsfinanzen tei
len. 

Die Beantwortung eines Vorwur
fes muss jedoch bereits hier vorge
nommen werden: es wird erwähnt, 
dass die FBP bei den  Budgetdebat
ten keine Streichungen beantragt 
hat. Ohne einer Stellungnahme der 
betreffenden Abgeordneten vor
greifen zu  wollen, erscheint dqch 
logisch, dass man wenige Wochen 
vor Beginn eines neuen Jahres 
nicht einfach Budgetkürzungen, vor

nehmen kann, ohne als reiner Stö
renfried zu gelten. Zu einem sol
chen Zeitpunkt sind keine wesentli
chen Korrekturen mehr möglich, sei 
es in bezug auf laufende Ausgaben, 
begonnene Grossbauten, geschwei
ge denn in Sachen Einnahmen. Wir  
werden jedoch auf den Fragenkom
plex Planung separat zurück
kommen. 

3. Wo steckt das Problem? 
Das grösste Problemen unserer Fi
nanzpolitik besteht '"däTin, dass es  
keine konkrete diesbezügliche Po
litik gibt. Der-Bürgeiswird zwischen 
Aussagen der - verschiedenen Par
teien hin- und'hergeschöben. Wenn 
er nicht in Finanzfragen versiert ist 
und einen entsprechenden Zeitauf
wand betreibt, kann er die tatsäch
liche Lage nicht mehr Ubersehen. 
Viele Begriffe sind nicht klar und 

werden verschieden ausgelegt. 
Ausserdem werden Vergleiche an
gestellt z. B. mit der Schweiz, über 
deren Zweckmässigkeit man geteil
ter Meinung sein kann. 

Jedem objektiven Betrachter 
scheint, dass der liechtensteinische 
Finanzhaushalt seit einiger Zeit und 
besonders in der Planungstendenz 
das gewünschte Gleichgewicht ver
loren hat bzw. verliert. Aus ver
schiedenen Unterlagen, Landtags
debatten und aus der Budgetrede 
des Regierungschefs entsteht der 
Eindruck, dass der Finanzhaushalt 
der  Kontrolle unserer zuständigen 
Orgarie entglitten ist. Wie  immer* 
die Staatsrechnung präsentiert 
wird, mit vielen oder wenigen Akti
vierungen, Abschreibungen, oder 
wie immer die ausserordentliche 
Rechnung zusammengestellt ist, die 
Kassarechnung des Landes ist nega-
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tiv geworden. Ob man diese Vor
gänge grundsätzlich bejaht oder 
nicht, bleibt dahingestellt. Tatsache 
ist, dass eine längerfristige negative 
Entwicklung zu einer Verschuldung 
in einer Hochkonjunkturphase ent
steht. Man muss sich jedoch dar
über im klaren sein, dass eines Ta
ges ein Ausgleich erfolgen muss, 
sei es durch drastische Ausgaben
senkungen (unter Umständen sogar 
in einer Krisenzeit) oder durch Er
höhung der Einnahmen. Die Einnah
men kontrollieren wir jedoch nur 
teilweise selbst. Eine Einnahmener
höhung kann kurzfristig in der Re
gel nur über eine Steuererhöhung 
erfolgen. 

Es sieht derzeit nicht so aus, als 
ob irgend jemand die Frage nach 
der Zukunft beantworten kann. 

4. Was kann man tun? 
Finanzpolitik ist vielleicht eine 
trockene Angelegenheit und Fi-
nanzkorrekturen wie Ausgabenmin
derungen oder Einnahmenerhöhun
gen sind niemals populär. Es kann 
keiner Partei ein Vorwurf gemacht 
werden, wenn sie in ihrer Regie
rungszeit möglichst grosse Aktivi
täten entfalten will. Der Vorwurf 
muss dann erfolgen, wenn der Fi
nanzhaushalt wie erwähnt aus dem 
Gleichgewicht gerät. 

Wir  wollen hier einige wichtige 
Massnahmen vorwegnehmen, die 
wir in folgenden Artikeln genauer 
umschreiben werden: 

— Bei einem Anhalten der der
zeitigen Konjunktur muss die Rech
nung wieder ausgeglichen werden 

— Die teilweise verlorene Kon
trolle sollte wiedererstellt werden 
durch 

Neuordnung der Rechnungsüber
sichten 
langfristige Planungen 
Planungskontrolle 
— Wir  können eine relative Re

duktion der Ausgabenentwicklung 
nicht vermeiden — ebenso müssen 
wir uns Gedanken über Möglichkei
ten einer Einnahmenerhöhung ma
chen 

— Begriffsverwirrungen müssen 
durch die Erstellung von klaren fi
nanzpolitischen Zielsetzungen ver
mieden werden 

— Die Inflation ist im Sinne 
einer Konjunkturbeeinflussung zu 
bremsen 

— Wir  müssen klare Prioritäten 
im Aufbau der Infrastruktur erstel
len, wobei Land und Gemeinden, 
soweit ein finanzieller Zusammen
hang besteht, als Ganzes betrachtet 
werden sollten 

Der Sachverhalt ist leider nicht 
so einfach, dass wir bewährte Me
thoden von Nachbarländern wie 
der Schweiz übernehmen könnten. 
Wir. sind wirtschaftspolitisch von 
der Schweiz abhängig und  kontrol
lieren weder eine Notenbank, noch 
Zölle, noch indirekte Steuern. Wir  
können einen Teil der  Einnahmen, 
sowie einen sehr grossen Teil der 
Ausgaben stark beeinflussen. Unse
re Finanzpolitik muss im wesentli
chen das Verhalten zur Steuerung 
des Budgets bzw. des Staatshaus
haltes behandeln. Auf den Staats
haushalt werden wir in unserem 
nächsten Beitrag eingehen, der am 
Mittwoch, den  7. März erscheinen 
wird. 
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